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Ich will mich über das aktuelle Wetter hierzulande keineswegs beklagen. Beim Blick auf die
Wetternachrichten auch aus anderen Winkeln der Welt wird aber durchaus klar, dass sich
die Erde bereits deutlich erwärmt und das Klima sich verändert hat: Dürre in Norditalien,
Spanien und Frankreich, anhaltende, großflächige Waldbrände in Kanada nach Dürre und
hohen Temperaturen im Frühjahr, Hitzewelle und Wirbelstürme in Texas.

Dennoch hakt es auf der ganzen Welt bei der Erreichung der klar formulierten Ziele, die
Klimaerwärmung zu begrenzen. Woran liegt das?

In der Rubrik „Presseschau“ unseres aktuellen Newsletters wird auf zwei interessante und
umfangreiche Artikel  verwiesen,  die sich mit  dieser Problematik  beschäftigen.  Außerdem
widme ich mich in meinem Kommentar der Situation, die auch die lokalpolitische Debatte
stark  beeinflusst:  Lassen  sich  Klimaschutz  und  Verkehrswende  so  gestalten,  dass  die
Maßnahmen nicht von vielen Betroffenen als sozial ungerecht empfunden werden?

Konkreter  Anlass  dafür  ist  eine  Entscheidung  des  Bundesverwaltungsgerichtes  zu  der
Erhöhung  der  Gebühren  für  das  Bewohnerparken  in  Freiburg.  Dort  war  eine  soziale
Staffelung vorgesehen, wie sie ähnlich auch in Düsseldorf beschlossen wurde – und die das
Gericht  verworfen hat.  In der Rubrik „Verkehrsnachrichten“ berichtet  Iko Tönjes über die
Details.

Jost Schmiedel

Termine

Monatstreffen des VCD-Regionalverbands im Juni
Die regelmäßigen Treffen finden jeweils am dritten Dienstag eines Monats statt, im Wechsel 
als Videokonferenz und als Zusammenkunft an unterschiedlichen Orten in unserem 
Einzugsbereich. 
➢ Wann? Di., 20.6., 17.30 Uhr
➢ Wo? Videokonferenz über die Plattform Zoom

https://us06web.zoom.us/j/88941918413?
pwd=bEhSVTdQbHNVTWROZFFPOHpacVF6dz09 
Meeting-ID: 889 4191 8413 
Kenncode: 470721

https://us06web.zoom.us/j/88941918413?pwd=bEhSVTdQbHNVTWROZFFPOHpacVF6dz09
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Vortrag: Verkehrsplanung in Düsseldorf vor und nach dem 2. Weltkrieg
Das Massenphänomen der individuellen Automobilisierung begann nach dem 2. Weltkrieg 
und führte zu einem neuen Leitbild in der Stadtplanung: die autogerechte Stadt. Durch die 
kriegszerstörte Innenstadt wurden neue Verkehrsachsen für das Auto geschlagen. In dem 
Vortag wird der Einfluss dieser Stadtplanung auf unser heutiges Stadtbild dargestellt. Jedoch
wird auch auf die Anfänge der Verkehrsplanung bis ins frühe 19. Jahrhundert zurückgeblickt.
Es geht um die Visionen von Vagedes und Mulvany bis zu den monumentalen Planungen für
eine Gauhauptstadt, die nach dem 2. Weltkrieg in abgeschwächter Form aufgegriffen 
wurden. Die Geschichtswerkstatt Düsseldorf ist Veranstalter; Dr. Uwe Kleinert hält den 
Vortrag. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
➢ Wann? Do., 22.6., 18 Uhr
➢ Wo? Zentralbibliothek, Stadtfenster, Konrad-Adenauer-Platz 1 

Arbeitskreis zur Düsseldorfer Radverkehrspolitik von VCD und ADFC
➢ Wann? Di., 4.7., 19 Uhr
➢ Wo? Fahrrad Info Zentrum (FIZ) des ADFC, Siemensstraße 46

Monatstreffen des VCD-Regionalverbands im Juli
➢ Wann? Di., 18.7.
➢ Wo? Wird am 20.6. entschieden

Verkehrsnachrichten

Düsseldorf: Testphase mit Tempo-30 und Fahrradspur auf der Luegallee

Am 9. Juni  hat  offiziell  die Testphase für eine neue Aufteilung des Straßenraum auf der
Luegallee in Oberkassel begonnen. Bereits in der Mai-Ausgabe unseres Newsletters hatten
wir über die Details berichtet. Im Verlauf der nächsten Monate wird sich erweisen, ob an
dieser symbolträchtigen Stelle – der 1999 gewählte OB Joachim Erwin (CDU) hatte als seine
„erste Amtshandlung“ persönlich Hand angelegt bei der Beseitigung des damals dort bereits
existierenden Radweges – die  bisher  sehr  vorsichtigen Schritte  Düsseldorfs  in  Richtung
Mobilitätswende weiter gebremst oder sogar gestoppt werden. [JS]

Pressemitteilung der Stadt Düsseldorf:
https://www.duesseldorf.de/medienportal/pressedienst-einzelansicht/pld/testphase-luegallee-
beginnt-am-freitag-9-juni  

Bewohnerparken vor Gericht

Am 13.6.23 hat das Bundesverwaltungsgericht die Satzung zum Bewohnerparken im baden-
württembergischen Freiburg für unwirksam erklärt. Ein FDP-Stadtrat hatte gegen diese in
Fachkreisen  weitgehend  als  fortschrittlich  angesehene  Regelung  geklagt.  Was  steckt
dahinter (aus Sicht eines Nichtjuristen)? Das Gericht nennt 3 Gründe.

Der  1.  Grund  ist  rein  formal:  Die  Richter  meinen,  es  wäre  eine  Rechtsverordnung
erforderlich, die kann aber keine Gemeinde, sondern nur das Land erlassen. Das Land hatte
in ebendieser Verordnung die Gemeinden befugt, das Thema lokal per Satzung zu regeln.
Hier wäre wohl also nur eine kleine formale Anpassung des Straßenverkehrsgesetzes nötig.
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https://www.duesseldorf.de/medienportal/pressedienst-einzelansicht/pld/testphase-luegallee-beginnt-am-freitag-9-juni


Ähnlich ist es bei der sozialen Staffelung der Gebühren. Auch hier meint das Gericht, diese
wäre vom Gesetz (und der Landesverordnung) nicht explizit vorgesehen.  Untersagt ist sie
allerdings auch nicht. Hier könnte ebenfalls eine kleine Änderung des Gesetzes das Problem
beseitigen. Dabei könnten vielleicht auch andere Staffelungen, etwa nach Antrieb oder für
Zweitwagen, genannt werden. Aktuell ist jedenfalls damit die auch für Düsseldorf geplante
soziale Staffelung hinfällig.

Inhaltlich  äußert  sich  das  Gericht  zur  Staffelung  nach  Fahrzeuggröße.  Hier  seien  die
Sprünge mit einer Verdoppelung der Gebühr für einen Längenunterschied von 50 cm zu
hoch. (In Düsseldorf soll die Fahrzeuglänge keine Rolle spielen.)

Die  Gebührenhöhe  in  Freiburg  von  360  Euro  pro  Jahr  im  Regelfall  wird  dagegen  vom
Gericht ausdrücklich nicht beanstandet!

Jetzt ist der Bund gefragt, zügig die fehlenden Punkte zu ergänzen. Ein rechtlicher Schlag
gegen das Bewohnerparken ist  das  Urteil  nicht.  Aber  es  zeigt,  dass  Nachhaltigkeit  und
Sozialverträglichkeit  sowie  kommunale  Autonomie  im  Straßenverkehrsrecht  noch  nicht
ausreichend verankert sind.

Kritischer ist möglicherweise das Urteil aus Köln vom November 2022, in dem das örtliche
Verwaltungsgericht  beanstandet  hat,  dass  die  Begründung  für  die  Einrichtung  eines
Bewohnerparkgebiets nicht ausreichend mit konkreten Daten zum „Parkdruck“ belegt wurde,
der als Voraussetzung für solche Gebiete im Straßenverkehrsgesetz genannt wird. Dabei ist
in  vielen  städtischen  Quartieren  der  Parkdruck  offensichtlich.  (Ob  das  Urteil  inzwischen
rechtskräftig ist,  konnte ich bisher nicht ermitteln.) In der aktuellen Parkraumstrategie für
Düsseldorf wird offiziell zugegeben: „Trotz der vielfältigen Diskussionen rund um das Thema
Parken ist bislang nicht bekannt, wie viele Parkplätze in Düsseldorf überhaupt vorhanden
sind.“  Das  dürfte  bei  einer  entsprechenden  Klage  das  Bewohnerparkens  nicht  gerade
stärken.

Allerdings  braucht  man  nicht  unbedingt  die  Bewohnerparkregelung.  In  bewirtschafteten
Zonen  sind  und  waren  auch  schon  früher  ohne  weiteres  auch  einfache  Ausnahme-
Genehmigungen nach §46 der StVO für Anwohner, Anlieger u.a. möglich.

Parken für Anwohner, aber auch andere Anlieger und Besucher, gehört zu den politisch und
rechtlich umstrittensten Themen der lokalen Verkehrspolitik. Hier kommt es besonders auf
intelligente  Konzepte,  die  ausreichende  Berücksichtigung  aller  Interessen  und  gute
Kommunikation  an,  um  Akzeptanz  und  Rechtssicherheit  für  die  Mobilitätswende  zu
erreichen. [IT]

Bericht auf der Internetseite der Tagesschau:
https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/anwohnerparkgebuehren-freiburg-100.html 

Pressemitteilung des Gerichts zum Urteil Freiburg: https://www.bverwg.de/pm/2023/47 

Artikel in der Internetzeitung report-K zum Urteil Köln: 
https://www.report-k.de/verwaltungsgericht-bewohnerparkzone-in-braunsfeld-rechtswidrig/  

Parkraumstrategie für Düsseldorf: 
https://ris-duesseldorf.itk-rheinland.de/sessionnetduebi/to0050.asp?__ktonr=335086 
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Presseschau

Volker Wissing und der ewige Autobahnwahn 
In der aktuellen Ausgabe der Blätter für deutsche und internationale Politik befasst sich Anja
Krüger in einem ausführlichen Artikel mit der Problem der amtierenden Bundesregierung bei
der Erreichung der erklärten Ziele in Sachen Verkehr und Klimaschutz. Sie schließt mit dem
Satz: „So aber ist die Erderhitzung nicht aufzuhalten und die weitere soziale Spaltung der
Gesellschaft erst recht nicht.“:
https://www.blaetter.de/ausgabe/2023/juni/volker-wissing-und-der-ewige-autobahnwahn 

Das schädlichste Denkverbot in der Klimadebatte? Das Verbot
Elia Blülle beschäftigt sich in seinem Beitrag für das digitale, in der Schweiz beheimatete
Magazin Republik mit der Situation, dass Verbote weltweit in der aktuellen Debatte um den
Klimaschutz als Tabu angesehen werden:
https://www.republik.ch/2023/05/23/das-schaedlichste-denkverbot-in-der-klimadebatte-das-
verbot 

Kommentar

Heute  von  Jost  Schmiedel  zum  Thema  Klimaschutz,  Mobilitätswende  und  soziale
Gerechtigkeit:

Wir  wollen  alle,  dass  es  gerecht  zugeht  auf  der  Welt.  Insbesondere  haben  wir  etwas
dagegen, wenn wir selbst ungerecht behandelt werden – verständlicherweise. Wenn es um
Maßnahmen geht, die zum Klimaschutz beitragen sollen, ist das nicht anders.

Von etwas höherer Warte aus betrachtet, geht es beim dem Thema ohnehin gerade darum,
dass es ungerecht ist,  wenn wir heute lebenden Menschen nachfolgenden Generationen
und denen, die heute noch nicht mündig sind, das Leben durch unser Verhalten unnötig
schwer machen. Aber unsere Zeitgenossen sind uns offenbar doch näher, wenn es um die
Einschätzung von Gerechtigkeit geht. Weshalb soll ich auf mein Auto verzichten, aber mein
Nachbar, meine Chefin, die Menschen in Amerika oder wer und wo auch immer nicht? Es
gibt natürlich auch Menschen, die gar keinen Vorteil darin sehen, ein Auto zu nutzen (so
geht es mir), aber in der Gerechtigkeitsdebatte ist das kein Argument.

In dieser Situation fällt es natürlich schwer, Entscheidungen darüber zu treffen, wer weiter
mit dem Auto fahren darf und wer nicht. Und kategorische Verbote – niemand fährt mehr mit
einem Auto (oder jedenfalls mit einem Auto, das mit fossilen Brennstoffen betrieben wird) –
erscheinen  nicht  durchsetzbar,  zumal  kurz-  und  mittelfristig  Alternativen  nicht  für  alle
Menschen verfügbar sind. Immerhin sollen in etwas fernerer Zukunft keine Fahrzeuge mehr
zugelassen werden, die im Betrieb klimaschädlich sind. Was das dann genau heißen wird
für  einzelne  Menschen  (und  für  das  Klima),  bleibt  aber  vage.  Insofern  kann  ich  die
Argumentation  von  Elia  Blülle  (siehe  oben  in  der  Rubrik  Presseschau)  durchaus
nachvollziehen – aber auch verstehen, weshalb auf die von ihm favorisierten Verbote selten
zurückgegriffen wird.

In  dieser  Situation  scheint  eine  „marktwirtschaftliche  Lösung“  naheliegend:  Den
Ressourcenverbrauch und den Ausstoß von Treibhausgasen teurer machen, externe Kosten
(für die Schäden, die durch den Klimawandel entstehen) internalisieren. Das erscheint auf
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den ersten Blick eine tolle Sache, weil dann jede und jeder selbst entscheiden kann, ob er
oder sie lieber weiter mit dem Auto fahren und dafür mehr Geld ausgeben will, oder Geld
sparen  und  auf  das  Auto  verzichten  will.  Wenn  da  das  Problem  mit  der  sozialen
Gerechtigkeit  nur  nicht  wäre.  Im Endeffekt  führt  das natürlich dazu,  dass Menschen mit
geringerem Einkommen und Vermögen auf ein Auto verzichten müssen, während andere die
höheren Kosten aus der Portokasse bezahlen können.

Ist das gerecht? Natürlich nicht! Unser ganzes System ist nicht gerecht. Es ist nicht gerecht,
dass  hierzulande  manche  Kinder  als  Erben  von  Milliardenvermögen  geboren  werden,
während andere von der Hand in den Mund leben oder in anderen Ländern darum kämpfen
müssen, nicht zu verhungern. Über diese Problematik wäre noch viel mehr zu sagen und zu
schreiben, worauf ich hier verzichten will. Soviel aber sollte auch ohne mehr Worte klar sein:
Es macht keinen Sinn, ausgerechnet an dieser Stelle das Prinzip hochzuhalten. Wenn es
uns nicht  gelingt,  den Klimawandel zu begrenzen, werden alle verlieren, die in ein paar
Jahrzehnten noch nicht gestorben sind. Das wäre besonders ungerecht. Und es wird nur zu
verhindern sein, wenn viele von denen, die heute noch häufig mit dem Auto unterwegs sind,
sich auf Alternativen besinnen – aus welchen Motiven auch immer.

Service

Aktuelle Meldungen aus dem Kreisverband: http://www.vcd.org/vorort/duesseldorf/
Aktuelle Meldungen aus dem Bundesverband: http://www.vcd.org/
Mehrfach ausgezeichneter Blog Zukunft Mobilität: http://www.zukunft-mobilitaet.net/ 
Radwegparker per E-Mail (Betreff mit Straße, Hausnummer, Tatbestand) melden bei: 
verkehrsueberwachung@duesseldorf.de
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